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Frühjahrs-ER und EU-2020 Strategie 
 Bei dem beherrschenden Thema Griechenland hätte 
man fast vergessen können, dass eigentlich die EU-202 0 
Strategie für Wachstum und Beschäftigung (EU-2020) ganz 
oben auf der Tagesordnung des Frühjahrsgipfels der E U-
Staats- und Regierungschefs am 25. / 26. März stand . Der 
Zehn-Jahresplan soll die Lissabon-Agenda ablösen, wel-
che ihr Ziel, die EU bis 2010 zur wettbewerbsfähigste n Re-
gion der Welt zu machen, nicht erreicht hat. 

Nach einem ungewöhnlich kurzen Konsultationsprozess 
hatte die KOM am 3. März ihren Entwurf für die EU-2 020 
Strategie vorgelegt. Er enthält drei Prioritäten (Int elligentes, 
Nachhaltiges und Integratives Wachstum) und fünf kon-
krete EU-Kernziele, die von den MS in nationale Ziele umzu-
setzen sind und an denen Fortschritte gemessen werde n 
sollen: Steigerung der Beschäftigungsquote auf 75 %, Stei-
gerung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 
3 % des BIP, Verwirklichung der 20/20/20-Klimaziele b zw. 
eine Reduzierung des CO 2-Ausstoßes um 30 %, wenn an-
dere Industrieländer sich vergleichbar verpflichten, Se n-
kung der Schulabbrecherquote auf unter 10 % und Steig e-
rung der Hochschulabsolventenquote auf 40 % sowie Sen -
kung der Zahl der von Armut bedrohten Menschen um 
20 Mio. Die KOM nennt in ihrem Vorschlag außerdem eine 
Reihe von Leitinitiativen zur Zielerreichung. 

Die Staats- und Regierungschefs haben der KOM je-
doch ihre Zustimmung zu verbindlichen quantitativen Zie l-
vorgaben im Bildungsbereich und bei der Armutsbekämp -
fung versagt. Dies zeichnete sich bereits vor dem G ipfel 
ab, da die deutschen Bundesländer mit Verweis auf ihr e 
föderale Zuständigkeit im Bildungsbereich darauf dräng-
ten, die Bildungsziele nicht in die Strategie aufzuneh men. 
Über konkrete Kernziele in diesem Bereich soll nun erst a uf 
dem Treffen des ER im Juni beraten werden. 

Die MS werden bis dahin im Rahmen eines Dialogs mit 
der KOM ihre nationalen Ziele unter Berücksichtigung de r 
Kernziele festlegen. Anschließend sind die MS aufgefor-
dert, bis zum Herbst ihre Reformprogramme vorzulegen  
und darin die Maßnahmen auszuführen, die sie zur Ums et-
zung der Strategie ergreifen werden. Gleichzeitig wir d die 
KOM vorschlagen, welche Maßnahmen aus ihrer Sicht auf  
EU-Ebene zur Umsetzung der Strategie zu ergreifen s ind. 
Für das Gipfeltreffen im Herbst ist außerdem eine sc hwer-
punktmäßige Befassung mit dem Bereich Forschung und 
Entwicklung im Rahmen der EU-2020 Strategie geplant. 

Die Umsetzung der Strategie soll von der KOM über-
wacht werden. Einmal jährlich soll der ER eine Gesamtbe-
wertung der sowohl auf EU-Ebene als auch auf nationale r 
Ebene erzielten Fortschritte vornehmen. CM �  

� Strategie EU-2020 
� Schlussfolgerungen ER 
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Institutionelles 
 

Zwei zusätzliche französische MdEPs: 
Woher nehmen, wenn nicht wählen? 

Der Vertrag von Lissabon (VvL) war bekanntlich nicht 
mehr vor den letzten Europawahlen in Kraft getreten, so 
dass das aktuelle EP noch nach den Regeln des Vertrags  
von Nizza gewählt wurde. Hiernach umfasste das EP z u-
nächst 736 Abgeordnete, während der VvL 750 zzgl. de m 
Präsidenten vorsieht ( � Hans EUmschau  1/2010). Insge-
samt profitieren 12 MS von zusätzlichen Abgeordnete n 
nach dem VvL. 

Die Franzosen sehen sich jetzt bei der Benennung der 
ihnen zusätzlich zustehenden zwei Abgeordneten mit ei-
nem Problem konfrontiert: Die bislang 72 französische n 
Abgeordneten wurden bei Wahlen in insgesamt 8 interr e-
gionalen Wahlbezirken ermittelt. Eine nationale Liste, von 
der Kandidaten nachrücken könnten, existiert nicht. Die 
Franzosen möchten einen eigenen Wahlgang für die zwe i 
zusätzlichen MdEPs vermeiden. Aber woher die Kandida-
ten nehmen, wenn nicht wählen? Die ursprüngliche Ide e 
war, zwei Mitglieder des nationalen Parlaments zu entse n-
den, je einen von der Regierungs- und der Oppositions sei-
te. Diese wären aber dann als einzige nicht im Rahme n 
direkter Wahlen zum EP gewählt worden. Dieses entspr ä-
che der Rechtslage vor Einführung der freien und direk ten 
Wahlen zum EP im Jahre 1979. Ein Umstand, der heute 
kaum mehr tragbar wäre. Bei der Entscheidung für zw ei 
Kandidaten aus den Regionen müsste man sich mehr 
oder weniger zufällig für zwei der 8 gebildeten Wahlkre ise 
entscheiden. Diese Lösung lehnen die Franzosen bislan g 
ab. 

Der für konstitutionelle Fragen zuständige EP-Ausschu ss 
(AFCO) wird am 7. April über den Berichtsentwurf des  
Berichterstatters Íñigo Méndez de Vigo (Spanien/EVP ) 
abstimmen, der das zu wählende Verfahren für die not -
wendigen Vertragsänderungen zum Gegenstand hat. 
Sein Vorschlag geht dahin, keinen Konvent nach Art. 4 8 
Abs. 3 AEUV einzuberufen, da die notwendigen Änderu n-
gen des Protokolls Nr. 36 des VvL eher kleineren Umfan gs 
sind. Es wird erwartet, dass das EP dem Vorschlag de s ER 
zustimmt, die notwendigen Änderungen im Rahmen einer  
Regierungskonferenz umzusetzen. Auch diese Lösung w ird 
aber noch einige Zeit in Anspruch nehmen, voraussich tlich 
noch bis Ende des Jahres. Bis dahin haben die zusät zli-
chen MdEPs (sofern sie denn bereits identifiziert wu rden) 
lediglich einen Beobachterstatus. Die spanische Ratspr ä-
sidentschaft drängt in diesem Dossier zur Eile, nich t zuletzt, 
da sie selber von vier zusätzlichen Abgeordneten profit ie-
ren würden. LF�  

� Verfahren der Europawahl in Frankreich 
� Internetseite des AFCO Ausschusses 

Finanzen 
 

Deutschland muss Stabilitäts- und Konvergenz-
programm nachbessern 

Die zur Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise  aufge-
legten Konjunkturpakete haben tiefe Löcher in die Ha us-
halte der meisten MS gerissen. Allein im Jahr 2009 le itete 
die KOM Defizitverfahren gegen 18 MS ein, darunter auch 
Deutschland. Hier betrug das Haushaltsdefizit im Jahr  2009 
3,3 % des BIP. Die Gesamtverschuldung stieg auf 72,5  % 
an. Für das laufende Jahr prognostiziert die Bundesreg ie-
rung ein Defizit von 5,5 %. 

Im Dezember beschloss der Rat, dass Deutschland im 
Jahr 2011 mit der Haushaltskonsolidierung beginnen un d 
das Defizit im Jahr 2013 unter die 3 %-Marke zurückf ühren 
müsse. Gleichzeitig verpflichtete er die Bundesregieru ng, 
in einem aktualisierten Stabilitäts- und Konvergenzp ro-
gramm darzulegen, wie dieser Zeitplan eingehalten wer-
den könne. Nach Prüfung des aktualisierten Programms 
hat die KOM am 17. März festgestellt, dass sie die Ha us-
haltsstrategie der Bundesregierung nicht für ausreich end 
hält, um die Verschuldung im vorgegebenen Zeitraum 
zurückzufahren. Zweifel seien angebracht, da 
�  für die Zeit nach 2010 keine konkreten Konsolidierun gs-

maßnahmen genannt würden, 
�  die etwaige Durchführung der angekündigten Steuer-

senkungen mit den erforderlichen Haushaltseinsparun-
gen in Einklang gebracht werden müsse, 

�  nicht sichergestellt sei, dass die sog. Schuldenbremse 
auch unterhalb der Bundesebene umgesetzt werde. 

Die KOM hat die Bundesregierung aufgefordert, ihre 
Haushaltsstrategie mit konkreten Maßnahmen für die K or-
rektur des übermäßigen Defizits und die Senkung des  
Schuldenstandes zu unterlegen. CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/288 
� Themenseite der KOM zu Defizitverfahren 

Haushaltspolitik 
 

Umsetzung der Lissabon-Vorgaben im Haus-
haltsbereich 

Am 3. März hat die KOM drei Vorschläge vorgelegt, wie 
die Vorgaben des VvL im Haushaltsbereich umgesetzt 
werden sollen. 

Die Vorgaben des VvL betreffen z. B. die Gleichberec h-
tigung von EP und Rat bei der Aufstellung des Haushalt s 
(Art. 314 AEUV), das Wegfallen der zweiten Lesung be i der 
Haushaltsaufstellung und den Mehrjährigen Finanzrahmen  
(MFR), der nun erstmals im Primärrecht verankert ist  
(Art. 312 AEUV). Bisher war der Mehrjährige Finanzr ahmen 
lediglich in einer Interinstitutionellen Vereinbarung (IIV ) 
zwischen KOM, Rat und EP geregelt. 

Die Umsetzung der Vorgaben hat daher Auswirkungen 
auf die Haushaltsordnung (HHO), die IIV und den Mehr jäh-
rigen Finanzrahmen, der nun in einer Verordnung zu r egeln 
ist (Art. 312 AEUV). 

mailto:lars.friedrichsen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://fr.wikipedia.org/wiki/%C3%89lections_europ%C3%A9ennes_de_2009_en_France
http://www.europarl.europa.eu/activities/committees/homeCom.do?language=DE&body=AFCO
mailto:clemens.holtmann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/288&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de
http://ec.europa.eu/economy_finance/sgp/deficit/index_de.htm


 

 

 Hans EUmschau  04/2010  

  3 

Die Vorschläge der KOM blieben im Ergebnis hinter den 
Erwartungen des EP-Haushaltsauschusses zurück. Die V or-
schläge zur HHO, zur IIV und zur Verordnung über den  
Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR-VO) beinhalten rein 
technische Änderungen, ohne dass substanziell neue 
Ideen aufgegriffen wurden. Beispielsweise ist der Fina nz-
rahmen 2007 - 2013 unverändert in den Vorschlag für eine 
MFR-VO aufgenommen worden. Im Vorschlag zur HHO 
wurden zudem nicht die Bestimmungen zu den Kontroll- 
und Wirtschaftsprüfungspflichten der MS bei der Ausfü h-
rung des Haushaltsplans (Art. 317 AEUV) sowie die Bes tim-
mungen zur Haushaltsdisziplin und zur wirtschaftlichen  
Haushaltsführung (Nr. 44 IIV) berücksichtigt. Hinsich tlich 
dieser Vorgaben zur HHO sagte die KOM allerdings zu, 
einen Änderungsvorschlag im Rahmen der dreijährliche n 
HHO-Überprüfung (Art. 184 AEUV) in der zweiten Maihä lfte 
vorzulegen. Ähnliches gilt für die in den Vorschlägen nic ht 
berücksichtigten Kosten, die durch die Errichtung de s Eu-
ropäischen Auswärtigen Dienst entstehen. Dazu will die  
KOM in Kürze einen gesonderten Vorschlag vorlegen. 

Einen Bericht über die Funktionsweise der IIV wird d ie 
KOM voraussichtlich zeitgleich mit dem Haushaltsentwurf  
2011 am 28. April veröffentlichen. Jörg Becker �  

� VO-Vorschlag KOM(2010) 71 HHO 
� VO-Vorschlag KOM(2010) 72 MFR 

� Vorschlag KOM(2010) 73 IIV 

Justiz und Inneres 
 

Stärkung der Grenzagentur Frontex 

Mit einem Vorschlag zur Änderung der bestehenden 
Rechtsgrundlage setzt sich die KOM für die Stärkung d er 
europäischen Agentur für die operative Zusammenarbei t 
an den Außengrenzen, kurz Frontex, ein. 

Bereits mit der Annahme des neuen Mehrjahrespro-
gramms der Union für den Raum der Freiheit, der Sich er-
heit und des Rechts (Stockholmer Programm) im Dezem-
ber 2009 hatte sich der ER für eine Stärkung der eu ropäi-
schen Grenzschutzagentur ausgesprochen. Er forderte  die 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung und der grenz-
überschreitenden Kriminalität. In diesem Zusammenhan g 
rief der ER dazu auf, das integrierte Grenzmanagement  
weiterzuentwickeln. Hierzu gehöre auch die Stärkung d er 
Rolle von Frontex, damit diese ihre Fähigkeiten verbes sern 
und auf die sich verändernden Migrationsströme reag ie-
ren könne. 

Gleich zu Beginn ihrer Amtszeit besuchte Kommissarin 
Cecilia Malmström im Februar das Hauptquartier von F ron-
tex in Warschau. Im Gespräch mit dem Direktor Ilkka L aiti-
nen erkundigte sie sich über die Tätigkeit von Fron tex an 
den Außengrenzen der Union und die derzeitige Situa tion. 

Der Vorschlag der KOM bezweckt zum einen die Ver-
besserung der Zusammenarbeit zwischen den MS und 
Frontex. Zum anderen sollen bessere personelle und tech-
nische Möglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. D ie 
Agentur soll künftig über eine eigene Ausrüstung verfü gen, 
insbesondere sollen Boote und Flugzeuge beschafft wer-
den. Um die Rechte der Flüchtlinge zu wahren, sollen d ie 

Frontex-Beamten eine Grundrechte-Schulung besuchen. 
Ein unabhängiger Beobachter soll die Einhaltung der 
Grund- bzw. Menschenrechte bei den Einsätzen überwa -
chen. 

Frontex - der Name wird abgeleitet von frontières exté -
rieures – wurde mit der Verordnung (EG) 2007/2004 er rich-
tet und nahm ihre Arbeit im Jahr 2005 auf. Sie koord iniert 
die operative Zusammenarbeit der MS im Bereich des 
Schutzes der Außengrenzen und unterstützt diese bei der 
Ausbildung von nationalen Grenzschutzbeamten. Außer-
dem verfolgt Frontex die Entwicklungen der für die Kon trol-
le und Überwachung der Außengrenzen relevanten For-
schung und erstellt Risikoanalysen. In Situationen, di e eine 
verstärkte technische und operative Unterstützung a n den 
Außengrenzen erfordern, ist die Agentur unterstützen d 
tätig und leistet auch die erforderliche Hilfe bei der  Orga-
nisation gemeinsamer Rückführungsaktionen der MS. 

Einsatzgebiete der Grenzschutzagentur sind - neben 
bestimmten Kontrollaktivitäten auf internationalen Flug hä-
fen - das östliche Mittelmeer, insbesondere Griechenla nd, 
das Mittelmeer zwischen Nordafrika und Malta/Süditali en 
sowie die Kanarischen Inseln; also Ziele besonders viele r 
Flüchtlinge, die meist aus afrikanischen Ländern stamm en. 
 WD�  

� VO (EG) Nr. 2007/2004 
� VO-Vorschlag KOM(2010) 61 endg. 
� Pressemitteilung der KOM IP/10/184 

� Internetseite Frontex 

EU-Pilot: Schnelle Hilfe bei Fragen zur Anwen-
dung des Gemeinschaftsrechts 

Seit 2008 gibt es den sog. „EU-Piloten“, ein Netzwer k auf 
freiwilliger Basis aus bisher 15 MS, darunter auch D eutsch-
land. Ziel des Netzwerkes ist es, Zweifel bei der Anwen-
dung von Gemeinschaftsrecht zügig aus dem Weg zu 
räumen, um so Vertragsverletzungsverfahren zu vermei -
den. Nun zog die KOM eine erste positive Bilanz. 

Dabei geht die KOM konkreten Anfragen oder Be-
schwerden von Bürgern und Unternehmen mit Bezug auf  
die Umsetzung europäischer Vorgaben nach. Betroffen e 
MS werden von der KOM ersucht, sich zeitnah zu einer  
bestimmten Frage oder einem bestimmten Vorfall zu erk lä-
ren. Stellt der ersuchte MS selbst einen Verstoß gegen  das 
Gemeinschaftsrecht fest, kann er sogleich Abhilfe sch af-
fen. Andernfalls prüft die KOM die Antworten des MS un d 
leitet – soweit erforderlich – ein Vertragsverletzungs verfah-
ren ein. 

Bis Anfang 2010 wurden insgesamt 723 Dossiers bearb ei-
tet. Die Anfragen betrafen u. a. Bauvorhaben, die A ner-
kennung von beruflichen Abschlüssen oder Verbraucher -
interessen. Aufgrund der guten Entwicklung des Proje ktes 
regte Kommissionspräsident Barroso die künftige Bet eili-
gung aller 27 MS an. WD�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/226 

mailto:Joerg.Becker@hanse-office.de
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Wirtschaftspolitik 
 

EP stimmt für Ausnahme von Kleinstunterneh-
men aus EU-Bilanzierungsvorschriften 

In einer mit Spannung erwarteten Abstimmung hat das  EP 
am 10. März dem RL-Vorschlag KOM(2009) 83 zugestimmt , 
nach dem es den MS freigestellt werden soll, Kleinstunte r-
nehmen aus dem Anwendungsbereich der EU-
Bilanzierungs-RL 78/660/EWG auszunehmen. Dadurch 
würden die Betriebe von der Pflicht zur Erstellung eines  
Jahresabschlusses befreit. In den Anwendungsbereich d es 
RL-Vorschlags fallen Betriebe, die mindestens 2 der na ch-
folgenden Kriterien erfüllen: 
�  Bilanzsumme von maximal 500.000 €, 
�  Netto-Umsatz von maximal 1 Mio. €, 
�  im Jahresdurchschnitt Beschäftigung von maximal 10 

Mitarbeitern. 
Der KOM-Vorschlag dient der Umsetzung eines vom ER i m 
März 2007 beschlossenen Aktionsprogramms zum Bürokra -
tieabbau. Die KOM erhofft sich ein Einsparpotenzial für die 
Unternehmen i. H. v. 6,3 Mrd. € pro Jahr. 

Die ursprünglich bereits für die Plenarsitzung im Febr uar 
vorgesehene Abstimmung war auf Antrag der S&D-
Fraktion verschoben worden, da einige Abgeordnete 
noch politischen Klärungsbedarf sahen. 

Die Bundesregierung befürwortet den Vorschlag aus-
drücklich. Der Vorschlag wird im Rat jedoch von einer  
Sperrminorität blockiert, die maßgeblich von Frankrei ch, 
Spanien und Italien getragen wird. Es bleibt abzuwart en, 
wie sich das Votum des EP auf die Beratungen im Rat  
auswirken wird. CH�  

� RL-Vorschlag KOM(2009) 83 
� Pressemitteilung des EP vom 10. März 

� EU-Bilanzierungs-RL 78/660/EWG 
� Themenseite der KOM zum Bürokratieabbau 

Medien und Informationsgesellschaft 
 

EuGH: Bundesländer müssen unabhängigen 
Datenschutz gewährleisten 

Die Länder müssen die Überwachung der Datenverarbei -
tung im nicht-öffentlichen Bereich künftig vollkommen 
unabhängig gestalten. 

In seinem Urteil zur Vertragsverletzungsklage der KOM 
gegen Deutschland (C-518/07) stellt der EuGH einen Ver -
stoß des in Deutschland praktizierten Systems gegen die 
Vorgaben der sog. Datenschutzrichtlinie (RL 95/46/EG ) 
fest. 

Laut den Vorgaben der RL müssen die für die Überwa-
chung der Verarbeitung personenbezogener Daten im 
nicht öffentlichen Bereich zuständigen Kontrollstellen ihre  
Aufgaben in „völliger Unabhängigkeit“ wahrnehmen. 

In Deutschland ist die genaue Ausgestaltung der mit 
der Kontrolle der Datenverarbeitung des nichtöffentlich en 
Bereichs beauftragten Stellen von Land zu Land unter-
schiedlich geregelt. Den Gesetzen der Länder ist jedoc h 

gemein, dass die Kontrollstellen ausdrücklich einer staa tli-
chen Fach-, Rechts- oder Dienstaufsicht unterworfen s ind. 

Deutschland legte das Unabhängigkeitserfordernis eng 
aus und sah die europäischen Vorgaben bereits dadur ch 
erfüllt, dass die Kontrollstellen von dem ihnen unterstellt en 
nicht öffentlichen Bereich selbst unabhängig sind und 
keinen sachfremden Einflüssen unterliegen. Die staat liche 
Aufsicht stelle keinen derartigen sachfremden Einfluss  dar. 

Entgegen der Empfehlung der Schlussanträge legte der 
EuGH den Begriff der „völligen Unabhängigkeit“ jedoch  
weit aus. Unabhängigkeit im Sinne der Richtlinie verlan ge 
eine Stellung, in der sichergestellt sei, dass die betr effende 
Stelle völlig frei von Weisungen und Druck handeln könne . 
Die Kontrollstellen müssten jeglicher Einflussnahme von 
außerhalb, sei sie unmittelbar oder mittelbar, entzogen  
sein. Nur so könnten sie ihre Aufgabe, den Schutz des  
Rechts auf Privatsphäre und den freien Verkehr perso nen-
bezogener Daten ins Gleichgewicht zu bringen, erfüllen . 

Der EuGH stellt weiter fest, eine staatliche Aufsicht,  
gleich welcher Art, ermögliche der Regierung des betro f-
fenen Landes oder ihrer untergeordneten Verwaltung 
grundsätzlich die Einflussnahme auf die Entscheidungs frei-
heit der Kontrollstelle. Es lasse sich nicht ausschließen,  dass 
der Staatsaufsicht unterstellte Kontrollstellen nicht zu ei -
nem objektiven Vorgehen in der Lage seien. Die bloße 
Gefahr einer politischen Einflussnahme der Aufsichtsb e-
hörde auf Entscheidungen der Kontrollstelle reiche aus,  
um eine unabhängige Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu 
beeinträchtigen. 

Dementsprechend muss die Arbeit der Kontrollstellen in 
Deutschland künftig frei von jedweder staatlichen Kont rol-
le ausgestaltet werden. WD�  

� RL 95/46/EG 
� Urteil des EuGH Rs. C-518/07 

EU setzt freie Wahl von Webbrowsern durch 

Microsoft muss seinen Kunden künftig eine Auswahl von 
Internetbrowsern anderer Unternehmen zur Nutzung an -
bieten. Als Standard-Webbrowser war bei Windows-PCs  
bisher der Internet Explorer eingerichtet, ein eigenes  Pro-
dukt aus dem Hause Microsoft. Die KOM rügte jedoch die 
Verknüpfung des eigenen Browsers mit dem marktbeher r-
schenden Betriebssystem Windows. 

Microsoft hat sich verpflichtet, seinen Kunden nun v er-
schiede Browser über einen Auswahlbildschirm zur Nut-
zung anzubieten. Die Browser können an Stelle des Inte r-
net Explorers oder zusätzlich eingerichtet werden. Bis Mitte 
Mai soll der Auswahlbildschirm auf Windows-PCs erschei-
nen. Die Hauptseite des Auswahlbildschirms kann aber f ür 
die Dauer der kommenden fünf Jahre auch selbständig 
von jedem Nutzer abgerufen werden. WD�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/216 
� Hauptseite des Auswahlbildschirms 

mailto:clemens.holtmann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/09/st07/st07229.de09.pdf
http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/042-70330-067-03-11-907-20100310IPR70329-08-03-2010-2010-false/default_de.htm
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:31978L0660:DE:HTML
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/better-regulation/administrative-burdens/index_de.htm
mailto:Wiebke.Dettmers@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:31995L0046:de:html
http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=de&alljur=alljur&jurcdj=jurcdj&jurtpi=jurtpi&jurtfp=jurtfp&numaff=C-518/07&nomusuel=&docnodecision=docnodecision&allcommjo=allcommjo&affint=affint&affclose=affclose&alldocrec=alldocrec&docor=docor&docav=docav&docsom=docsom&docinf=docinf&alldocnorec=alldocnorec&docnoor=docnoor&radtypeord=on&newform=newform&docj=docj&docop=docop&docnoj=docnoj&typeord=ALL&domaine=&mots=&resmax=100&Submit=Rechercher
mailto:Wiebke.Dettmers@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/216&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://www.browserchoice.eu/BrowserChoice/browserchoice_de.htm
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Beschäftigung und Soziales 
 

Neue Anhörung zur Arbeitszeitrichtlinie 

Die KOM macht einen neuen Anlauf zur Überarbeitung 
der sog. Arbeitszeitrichtlinie (2003/88/EG): Die europä i-
schen Sozialpartner, mithin die Arbeitnehmer- und Ar beit-
geberverbände, können ihren Standpunkt zu einer Übe r-
arbeitung der europäischen Arbeitszeitvorschriften bis 
Anfang Mai gegenüber der KOM darlegen. 

Bereits im Jahr 2004 hatte die KOM nach umfassenden  
Konsultationen einen Änderungsvorschlag vorgelegt. Tro tz 
fünfjähriger Verhandlungen konnte jedoch keine Einig keit 
erzielt werden. Hinsichtlich der Aufgabe, ein Gleichge-
wicht zwischen Arbeitnehmerschutz und flexibler Arbei ts-
zeitgestaltung zu finden, bestanden zu große Kontrov ersen 
zwischen Rat und EP, aber auch zwischen den MS. Die  
Anrechnung von Bereitschaftszeit als Arbeitszeit mac hte 
die Einhaltung der Grenzen zur Höchstarbeitszeit bei be-
stimmten Berufsgruppen wie Ärzten und Feuerwehrleuten  
schwierig. Das EP lehnte damals eine Ausnahmeregelung 
(„opt-out“) für die Erhöhung der wöchentlichen maxima-
len Arbeitszeit über 48 Stunden hinaus ab. Die Initi ative 
wurde im April 2009 für gescheitert erklärt. 

In der Zwischenzeit sind Veränderungen eingetreten, 
die zusätzliche Herausforderungen darstellen: Die durch-
schnittliche Wochenarbeitszeit in der Union ist von 
39 Stunden im Jahr 1990 auf 37,8 Stunden im Jahr 20 06 
gesunken. Der Anteil der Teilzeitbeschäftigten stieg von 
14 % im Jahr 1992 auf 18,8 % im Jahr 2009. 

Kommissar László Andor betonte, nach wie vor bestehe  
die Notwendigkeit, eine ausgewogene Lösung zu finde n, 
die dem tatsächlichen Bedarf der Arbeitnehmer, der U n-
ternehmen und der Verbraucher im 21. Jahrhundert en t-
spreche. Er rief die Sozialpartner zur Vorlage innovat iver 
Vorschläge auf. Parallel zur Anhörung wird die KOM eine 
umfassende Folgenabschätzung durchführen. Diese wir d 
sich zum einen auf die Auswirkungen der Umsetzung de r 
RL in den MS beziehen, zum anderen auf die sozialen und 
wirtschaftlichen Aspekte, die für eine umfassende Übe rar-
beitung relevant sind. WD�  

� RL 2003/88/EG Arbeitszeit 
� Pressemitteilung der KOM IP/10/345 

Energiepolitik 
 

Schleswig-Holstein initiiert regionales Netzwerk 
für erneuerbare Energien 

Das Renewable Energy Regions Network (RENREN) hat 
zum Ziel, mit dem weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energien in den Regionen den EU-Ansatz von mindesten s 
20 % erneuerbarer Energien bis 2020 am Gesamtenergi e-
verbrauch zu unterstützen und zu stärken. Partner a us 
14 europäischen Regionen treffen sich zu ihrer Auftak tkon-
ferenz vom 28. bis 30. April in Kiel, um konkrete Handlu ngs-
empfehlungen für ihre Regionen zu erarbeiten und dami t 
zu mehr Nachhaltigkeit, Energiesicherheit und Wettbe-

werbsfähigkeit beizutragen. RENREN wird im Rahmen d es 
EU INTERREG IVC Programms von 2010 bis 2012 geförde rt. 

 
Jüngst hatte die KOM berichtet, dass das 20 % Ziel bis 

2020 voraussichtlich erreicht wird. Der Beitrag der M S ist 
dabei unterschiedlich: Während 22 MS dieses Ziel mit i n-
ländischen Ressourcen erreichten oder sogar knapp 
übererfüllen, müssten nur 5 MS Hilfe von anderen Staa ten 
in Anspruch nehmen. Deutschland gehört zur Spitzen-
gruppe. TE�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/265 
� Berichte der MS zum Anteil erneuerbarer Energien 

Keine Nachhaltigkeitskriterien für Biomasse 

Nach einem von der KOM vorgelegten Bericht über 
Nachhaltigkeitsanforderungen an die Nutzung fester u nd 
gasförmiger Biomasse bei Stromerzeugung, Heizung un d 
Kühlung wird es keine allgemeinen EU-weiten rechtsver-
bindlichen Nachhaltigkeitskriterien geben. Im Rahmen  
einer Folgenabschätzung sei man zu dem Schluss ge-
kommen, dass detaillierte Rechtsvorschriften zurzeit n icht 
erforderlich seien. Dennoch stehe es den MS frei, ei gene 
Regelungen für die Nutzung von Biomasse für die Energ ie-
gewinnung festzulegen. Um Handelshemmnisse auszu-
schließen, beinhaltet der Bericht aber Leitlinien und N ach-
haltigkeitskriterien, an denen sich die MS orientiere n sollen. 

Dabei geht es u. a. um die Herkunft der Biomasse, d ie 
weder aus umgewandelten Waldflächen noch aus Flä-
chen mit hohem CO 2-Anteil oder großer biologischer Viel-
falt stammen soll. Auch soll eine gemeinsame Methode 
zur Berechnung von Treibhausgasen bzw. des Einspa-
rungspotentials durch die Verwendung von Biomasse 
Anwendung finden. Darüber hinaus soll eine differenzier te 
Ausgestaltung der nationalen Förderregelungen zuguns -
ten von Anlagen mit einem hohen Umwandlungswir-
kungsgrad erreicht werden. 

Die Nachhaltigkeitskriterien sollen für Anlagen mit ein er 
thermischen bzw. elektrischen Kapazität von mindeste ns 
1 MW gelten. Eine Anwendung auf Abfälle wird abge-
lehnt, da diese unter die abfallrechtlichen Vorschriften 
fallen. 

Bis Juni 2010 müssen die MS ihre nationalen Aktionsp lä-
ne für erneuerbare Energien vorlegen, um die Ziele des 
Anteils an Biomasse im Strom-, Wärme- und Verkehrsse ktor 
festzulegen. Bis 2011 will die KOM prüfen, ob die Krite rien 
ausreichend sind, um eine nachhaltige Nutzung der Bi o-
masse sicherzustellen. KL�  

� Bericht KOM(2010) 11 
� Folgenabschätzung SEC(2010) 65 

� RL 2009/28/EG Erneuerbare Energien 

mailto:Wiebke.Dettmers@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2003:299:0009:0019:DE:PDF
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/345&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
mailto:thomas.engelke@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/265&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://ec.europa.eu/energy/renewables/transparency_platform/forecast_documents_en.htm
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://ec.europa.eu/energy/renewables/transparency_platform/doc/2010_report/com_2010_0011_3_report.pdf
http://ec.europa.eu/energy/renewables/transparency_platform/doc/2010_report/sec_2010_0065_1_impact_assesment_en.pdf
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:140:0016:01:DE:HTML
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EUSEW-Rückblick 

Vom 22. bis 26. März fand die European Sustainable E ner-
gy Week (EUSEW) statt. Mehr als 80 Veranstaltungen in  
Brüssel und über 200 Konferenzen und Seminare in 23 MS 
hatten den Wandel unseres Wirtschaftssystems hin zu einer 
kohlenstoffarmen Zukunft zum Gegenstand. In seiner Erö ff-
nungsrede unterstrich Energiekommissar Günther Oett in-
ger die Bedeutung der Energieeffizienz als kostengünst igs-
te Methode zur Unterstützung der Energiesicherheit.  Am 
Abend des 23. März verlieh Oettinger dann die „Susta i-
nable Energy Europe Awards 2010“, u. a. an das Hambu r-
ger WBN Büro für Kommunikation zusammen mit den So-
larzellenherstellern Sharp Solar und Q.Cells Deutschland. 
Mehre Experten aus Hamburg und Schleswig-Holstein ha-
ben auf der EUSEW zukunftsweisende Projekte aus ihr en 
Regionen vorgestellt:  

E-Mobility in Action 

Die Veranstaltung „E-Mobility in Action“ wurde von der  
Region Stuttgart und dem Umweltministerium Baden-
Württemberg organisiert. In Anwesenheit von Kommissa r 
Günther Oettinger und der baden-württembergischen 
Umweltministerin, Tanja Gönner, präsentierten Daimler , 
EnBW und Bosch ihre Konzepte für eine nachhaltige Zu-
kunft des Verkehrs. Die Beteiligten hoben übereinst im-
mend hervor, dass alle Anstrengungen unternommen 
werden müssten, um auch in Zukunft einen hohen Antei l 
der Wertschöpfungskette in dieser wichtigen Zukunftsin-
dustrie in Deutschland zu halten. 

 
Umweltministerin Tanja Gönner (Baden-Württemberg), Heinrich Klingen-
berg 

Aus Hamburger Sicht stellte der Geschäftsführer der Hy So-
lutions GmbH, Heinrich Klingenberg, die erfolgreiche Pra -
xisanwendung baden-württembergischer Ingenieurskunst  
in Hamburg dar. Bereits seit Jahren operieren hochmo der-
ne Mercedes Brennstoffzellenbusse erfolgreich im Ham-
burger Personennahverkehr. Herr Klingenberg hob die 
Bedeutung internationaler Kooperation in diesem Bereic h 
hervor. So gebe es bereits seit längerem eine strate gische 
Allianz zur gemeinsamen Anschaffung von Wasserstoffb us-
sen. Die HySolutions GmbH hat erst vor Kurzem ihren Ge-
schäftszweck ausgeweitet und kümmert sich nunmehr 
auch um die Förderung der Elektromobilität in Hamburg . 
Herr Klingenberg wies darauf hin, dass vor allem multimo -

dale Lösungskonzepte geeignet wären, die Mobilitätsbe-
dürfnisse der Zukunft zu befriedigen. Dies bedeute z.  B. 
eine enge Verknüpfung von hochwertigem Personennah-  
und Fernverkehr mit Individualverkehr, wie z. B. einem  
Elektrofahrzeug, das am Bahnhof zur Verfügung steht,  um 
das letzte Stück einer Reise zurückzulegen. 

From Brussels to our Cities: Action Plans and Synergie s 

Am 23. März hatte das “European Forum for Renewable 
Energy Sources” (EUFORES) zu einer Podiumsdiskussion zum 
Thema „From Brussels to our Cities: Action Plans on all Lev-
els – Which Synergies are Possible?“ geladen. Das bere its 
im Jahre 1995 durch europäische Parlamentarier gegrü n-
dete Netzwerk EUFORES will mit seinen Aktivitäten daz u 
beitragen, den Informationsaustausch, die Entwicklu ng 
effektiver Rahmenbedingungen und die Implementierung  
intelligenter Instrumente zur Förderung erneuerbarer  Ener-
gien und zur Energieeffizienz voranzutreiben. 

Der Einladung der EUFORES-Vorsitzenden, MdEP Claude 
Turmes (EFA) und MdEP Anni Podimata (S&D), waren ne -
ben einem Vertreter der spanischen Ratspräsidentscha ft, 
Alfonso Gonzalez Finat, und der KOM, Hans van Steen (DG 
ENER), auch der Leiter der hamburgischen Leitstelle K lima-
schutz, Benno Hain, sowie der Vertreter der dänische n 
Energieagentur, Peter Bach, und der italienischen Ene r-
gieagentur der Provinz Chieti, Antonio Di Ninzio, ge folgt. In 
einer angeregten Diskussion tauschte man sich über Mo-
delle, Bewusstseinsbildung und Synergien regionaler und  
lokaler Energieaktionspläne aus. Die Bedeutung von Bio -
masse als Energieträger auf regionaler Ebene und die b is 
zum Juni 2010 vorzulegenden nationalen Aktionspläne fü r 
erneuerbare Energien nahmen in der Diskussion beson de-
ren Raum ein. 

European Sustainable Energy Innovation Alliance (ESEIA)  

Am 24. März veranstaltete ESEIA eine Podiumsdiskuss ion 
zum Thema „European Model Regions in Sustainable Ene-
rgy“ Frau Monica Schofield von der TuTech Hamburg führ -
te als Moderatorin durch das Programm. Vertreter der  
KOM, der TU Graz sowie aus den Regionen Steiermark,  
Hamburg und Schleswig-Holstein (Vertreter HO) diskuti er-
ten die Bedeutung der Forschung und der Regionalver-
waltungen für die Unterstützung von nachhaltigen Ener -
gieansätzen in den Regionen. 

Das von der TU Graz initiierte ESEIA Netzwerk von fü h-
renden Innovations-Organisationen im Bereich nachhalt i-
ger Energiesysteme ist aktiv in Feldern wie z. B. de m Ma-
nagement von Innovationsprogrammen für nachhaltige 
Energie, Bildungsprogrammen für Unternehmer oder dem 
Dialog mit der Öffentlichkeit. Etwa 70 Organisationen  ha-
ben ihr Interesse bekundet, Mitglied von ESEIA zu we rden; 
die TuTech Hamburg hat diesen Schritt bereits vollzog en. 
 LF� , KL� , TE�  

� EUSEW 

mailto:lars.friedrichsen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:thomas.engelke@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.eusew.eu/
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Ostseepolitik 
 

Forum Europas Makroregionen: Ostsee, Nord-
see und Donau 

Am 13. April organisiert der AdR eine große Konferen z zum 
Thema „Europas Makroregionen“. Die bereits verabschie -
dete Ostseestrategie, aber auch die in Arbeit befin dliche 
Donaustrategie sowie eine mögliche Nordseestrategie 
sollen diskutiert werden. Dabei werden voraussichtlich 
folgende Fragen eine wichtige Rolle spielen: 
�  Welche Lehren können wir aus den bereits existieren-

den oder in Arbeit befindlichen makroregionalen Stra-
tegien ziehen? 

�  Welche Rolle spielen lokale und regionale Gebietskör-
perschaften bei der Entwicklung und der Umsetzung 
dieser Makrostrategien? 

�  Sollen Makroregionen eigene (zusätzliche) finanzielle 
Unterstützung erhalten? 

Der AdR, die KOM, die spanische Ratspräsidentschaft  und 
das EP sind hochrangig vertreten. Schleswig-Holstein wird 
durch Herrn Heinz Maurus, Staatssekretär für Europa , Bun-
desangelegenheiten und Bevollmächtigter beim Bund, 
vertreten sein. Für Hamburg wird Herr Dr. Ralf Barni m Foth, 
Senatskanzlei, an den Podiumsdiskussionen teilnehmen. TE�  

� Internetseite des AdR zum Forum 
� Veranstaltungsprogramm 

� Hier geht´s zur Anmeldung 

Landwirtschaftspolitik 
 

GVO: Neue Zulassungspraxis innerhalb der EU? 

Anfang März gab die KOM nach 12 Jahren das erste Ma l 
wieder grünes Licht für den kommerziellen Anbau eines 
gentechnisch veränderten Organismus (GVO). Ist dies der 
Startschuss für ein politisches Umdenken im Umgang mit 
der grünen Gentechnik gewesen? 

Auf Beschluss der KOM vom 2. März ist nun der lang um -
strittene Anbau der gentechnisch veränderten Kartof fel-
sorte Amflora der BASF erlaubt. Diese für die Industr ie ent-
wickelte Kartoffelsorte bildet - im Gegensatz zu den k on-
ventionellen Sorten - fast ausschließlich die Stärkeko mpo-
nente Amylopektin aus. Dies ermöglicht eine optimiert e 
stoffliche Nutzung in der Herstellung von Papier, Textili en 
und Klebstoffen. Herkömmliche Stärke besteht aus zwe i 
Komponenten. Dies erfordert in der produktionstechn i-
schen Verarbeitung eine aufwendige Entfernung der n icht 
gewünschten Stärkekomponente Amylose. Die Bildung 
von Amylose wurde daher in der Kartoffelsorte Amflora  
gentechnisch unterdrückt. 

Gegenstand des jahrelangen Streits um die Zulas-
sung - das Verfahren wurde bereits 2003 eingeleitet - ist ein 
in Amflora enthaltenes Marker-Gen, das eine Antibiotik a-
resistenz gegen Kanamycin vermittelt. Nach der Freise t-
zungsrichtlinie für GVO dürfen kommerzielle gentechn isch 
veränderte Pflanzen keine medizinisch wichtigen Re-
sistenzgene gegen Antibiotika enthalten Antibiotika der 

Kanamycin-Gruppe spielen nach Aussage der Europäi-
schen Arzneimittelagentur (EMEA) eine wichtige Rolle b ei 
der Bekämpfung bestimmter Infektionskrankheiten in der 
Human- und Tiermedizin. Da letztlich die Gefahr einer Re-
sistenzausbildung medizinisch erforderlicher Antibio tika-
Anwendungen gesehen wird, konnte man sich daher 
bislang nicht auf eine Zulassung einigen, auch wenn die 
Europäische Lebensmittelbehörde (EFSA) den Anbau von  
Amflora in mehreren Gutachten als unbedenklich be-
zeichnet hat. Die EFSA hält den Transfer eines Marke r-Gens 
von einer gentechnisch veränderten Pflanze auf Bakte rien 
für unwahrscheinlich und rechnet nicht damit, dass h ier-
durch die Wirksamkeit der Antibiotika-Gruppe gefährd et 
werden würde. 

Der Anbau zur Saatgutvermehrung könnte möglicher-
weise noch in diesem Jahr auf 20 Hektar in Mecklenbu rg-
Vorpommern beginnen; in Schweden auf 80 Hektar. In 
Tschechien wird ein Anbau zu kommerziellen Zwecken auf 
rund 150 Hektar erwartet. Landwirte, die Kartoffeln  der 
Sorte Amflora anbauen wollen, müssen sich vertraglich 
verpflichten, bestimmte Regeln einzuhalten. So dürfen im  
Folgejahr keine konventionellen Kartoffelsorten auf den 
Flächen angebaut werden. Auch muss über die gesamte 
Kette von den Pflanzkartoffeln bis zur Verarbeitung in  der 
Stärkeindustrie eine räumliche Trennung von der konv enti-
onellen Kartoffel-Erzeugung sichergestellt werden. BASF i st 
für die Einhaltung dieser Auflagen verantwortlich und muss 
dazu geeignete Verträge mit Landwirten und den vera r-
beitenden Produktionsstätten abschließen. 

Die bei der Stärkegewinnung anfallenden Nebenpro-
dukte dürfen darüber hinaus nach Beschluss der KOM a ls 
Futtermittel Verwendung finden. Hiervon will BASF aber  
zurzeit noch Abstand nehmen. 

Neben der Zulassung von Amflora sprach sich die KOM 
am 2. März ebenfalls für die Verwendung verschiedener 
genetisch veränderten Maissorten der Firma Monsanto a ls 
Lebens- und Futtermittel aus (MON863xMON810xNK603, 
MON863xMON810 und MON863xNK603). Gleiches gilt für 
deren Einfuhr und Verarbeitung. Diese Zulassung umfas st 
jedoch nicht den Anbau. 

John Dalli, Kommissar für Gesundheit und Verbraucher-
politik, der nunmehr auch für Fragen der Biotechnologi e 
und GVO zuständig ist, erklärte: “Beim Umgang mit in no-
vativer Technologie werde ich mich vom Prinzip der V er-
antwortung leiten lassen. (…) Eine weitere Verzögerung  
bei der Zulassung wäre nicht zu rechtfertigen gewesen. “ 
Darüber hinaus wies er darauf hin, dass er parallel zu r Zu-
lassung einen „Reflexionsprozess darüber begonnen (ha -
be), wie sich ein europäisches Zulassungssystem mit de m 
Recht der einzelnen MS vereinbaren ließe, über den A n-
bau genveränderter Sorten selber zu entscheiden.“ Ge -
mäß der politischen Leitlinien von KOM-Präsident Barr oso 
soll der Kommissar noch im Sommer einen Vorschlag un-
terbreiten, wie ein gemeinschaftliches, wissenschaft lich 
fundiertes Zulassungsverfahren mit dem Recht der MS 
kombiniert werden kann, selber zu bestimmen, ob sie in 
ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet GVO anbauen möchten 
oder nicht. Damit wird die KOM erstmals den Weg eine s 
harmonisierten EU-weiten Verfahrens verlassen. Konse -
quenzen, die sich daraus auch für den gemeinschaftl i-

mailto:thomas.engelke@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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http://www.cor.europa.eu/COR_cms/ui/ViewDocument.aspx?siteid=default&contentID=7158034f-43ca-46f5-affa-c2683cbc5dca
http://www.selectsurvey.cor.europa.eu/corsur/TakeSurvey.asp?PageNumber=1&SurveyID=7JL6l4425ll5G
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chen Binnenmarkt ergeben können, müssten dann ent-
sprechend Berücksichtigung finden. KL�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/222 
� KOM MEMO/10/58 

� RL 2001/18/EG Freisetzung GVO 
� Themenseite KOM GVO-Zulassungen 

KOM: Rückforderung von Agrarsubventionen 

Nach Durchführung einer Konformitätsprüfung hat die 
KOM gegenüber nicht weniger als 19 MS, darunter auch  
Deutschland, bereits gezahlte Agrarsubventionen zurüc k-
gefordert. Insgesamt handelt es sich dabei um 
346,5 Mio. €, die von den MS vorschriftswidrig verwe ndet 
wurden und nun in den Gemeinschaftshaushalt zurückfli e-
ßen sollen. Deutschland muss aufgrund falscher Anwen-
dung von Direktzahlungen sowie nicht eingehaltener Za h-
lungsfristen rund 6,7 Mio. € zurückzahlen. 

Den größten Anteil hat das sowieso schon krisenge-
schüttelte Griechenland beizusteuern. Insgesamt forde rt 
die KOM ca. 124 Mio. € zurück, wobei den Griechen ins -
besondere ein mangelhaftes Kontrollsystem vorgeworfen 
wird. Hierin sind auch die Probleme Spaniens zu sehe n, 
das 47,5 Mio. € erstatten muss. Polen hingegen werde n 
nicht korrekt gewährte Flächenbeihilfen vorgeworfen, 
weshalb es ungefähr 92 Mio. € zurückerstatten muss. 

Landwirtschaftskommissar Ciolo �  unterstrich, der „Rech-
nungsabschluss sei nach wie vor ein außerordentlich wic h-
tiges Instrument, um sicherzustellen, dass die MS aus rei-
chende Kontrollen durchführen.“ Nur hierdurch könne 
eine ordnungsgemäße Verwendung europäischer Steuer-
gelder erreicht werden. KL�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/284 
� KOM Memo 28/04/2006 GAP-Konformitätsabschluss 

Eurobarometer: Europäer, Landwirtschaft und 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

Die KOM ist immer wieder daran interessiert, die öf fentli-
che Meinung zum Thema Landwirtschaft und GAP zu er-
heben. Bereits seit 2005 erfolgt eine solche Erhebung  
durch das Eurobarometer. Die neueste Umfrage mit de m 
Titel „Europäer, Landwirtschaft und Gemeinsame Agrar po-
litik“ wurde am 30. März vorgestellt. Es wurden die Me i-
nungen zur Bedeutung der Landwirtschaft und ländlich en 
Gebieten, zu den Prioritäten der Agrarpolitik und de r Leis-
tung der GAP im Vergleich zu verschiedenen Politikber ei-
chen, den Hauptaufgaben der Landwirte sowie zum Bud-
get und die Einstellungen zur zukünftigen finanziellen U n-
terstützung von Landwirten abgefragt. 

Die Mehrheit der Europäer (90 %) betrachtet die Lan d-
wirtschaft und ländlichen Gebiete als wichtig für die  Zu-
kunft, auch wenn sich die meisten Befragten ein eher  
begrenztes Wissen über die GAP bescheinigen. Nach 
Meinung der europäischen Öffentlichkeit sollte die we-
sentliche Priorität der GAP und der Landwirte darin beste-
hen, zu gewährleisten, dass die landwirtschaftlichen Pro -
dukte von guter Qualität, gesund und unbedenklich si nd 
(59 %). Ebenso stellen die Gewährleistung angemessener  
Lebensmittelpreise (49 %), der Schutz der Umwelt und  die 

Sicherung eines angemessenen Lebensstandards für di e 
Landwirte (jeweils 41 %) wichtige Anliegen der Öffent lich-
keit dar. Insbesondere werden die neuen Ziele, wie 
�  der Erhalt der Landschaft (93 %), 
�  die Unterstützung bei der Bewältigung der Auswirkun -

gen des Klimawandels (89 %), 
�  die wirtschaftliche Entwicklung in ländlichen Gebiet en 

(89 %), 
�  eine gerechtere Verteilung landwirtschaftlicher Hilfe n 

(88 %), 
�  eine finanzielle Unterstützung abhängig von der Einha l-

tung bestimmter Regeln des Umweltschutzes, der Nah-
rungsmittelsicherheit und der artgerechten Tierhaltun g 
(87 %) sowie 

�  eine Anpassung der Produktion an die Marktnachfrag e 
(85 %) 

befürwortet. Auch spricht sich eine große Mehrheit der 
Bürger der EU (83 %) weiterhin für Zuschüsse zum Ei nkom-
men der Landwirte aus. 68 % der Befragten sind der Auf-
fassung, dass das gegenwärtige Budget für Landwirtsc haft 
und ländliche Entwicklung angemessen oder zu gering sei . 
Vier von zehn Befragten (39 %) sprachen sich für ein e Er-
höhung der finanziellen Unterstützung der Landwirte in 
den kommenden zehn Jahren aus. Dies stellt im Vergleic h 
zur vorangegangenen Umfrage einen Zuwachs von 10 % 
dar. KL�  

� Pressemitteilung KOM IP/10/391 
� Bericht Eurobarometer Spezial 336 

Luftverkehr 
 

EP-Verkehrssauschuss nimmt Berichtsentwurf zu 
Luftsicherheitsentgelten an 

Der EP-Verkehrsausschuss hat am 1. März den Bericht s-
entwurf des Abgeordneten Jörg Leichtfried (Österreich/  
S&D) zum RL-Vorschlag der KOM zur Regelung von Lufts i-
cherheitsentgelten angenommen. 

Der von der KOM im Mai 2009 vorgelegte RL-Vorschlag 
KOM(2009) 217 folgte auf die im März 2008 erlassene E G-
Rahmenverordnung Nr. 300/2008 über die Luftsicherhe it. In 
diese Rahmenverordnung war mangels Einigung zwischen  
EP und Rat keine Regelung über die Kostenverteilung de r 
Sicherheitskontrollen an Flughäfen aufgenommen wor-
den. Das EP sah hier in erster Linie die MS in der Pf licht, da 
die Terrorabwehr hoheitliche Aufgabe des Staates se i. Der 
Rat hingegen plädierte für das sogenannte Nutzerprinz ip, 
nach dem die Luftfahrtgesellschaften und Fluggäste den  
Großteil der Kosten zu tragen hätten. Der RL-Vorschla g der 
KOM verzichtet auf eine Vorgabe der Berechnungsme-
thoden für Sicherheitsentgelte. Stattdessen stellt die KOM 
eine Reihe von Grundsätzen auf, die von den Flughafe n-
betreibern bei der Festlegung der Sicherheitsentgelte  zu 
beachten sein sollen (Nichtdiskriminierung, Konsultati on, 
Transparenz, Kostenbezug, unabhängige Kontrolle und 
Beilegung von Streitfällen). 

Der vom Verkehrssausschuss des EP angenommene Be-
richt begrüßt die von der KOM vorgeschlagenen Grund-
sätze. Darüber hinaus enthält er zwei wesentliche Erg än-

mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/222&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/10/58&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32001L0018:DE:HTML
http://ec.europa.eu/food/food/biotechnology/index_en.htm
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/284&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/06/178&format=HTML&aged=1&language=DE&guiLanguage=en
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/391&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_336_de.pdf
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zungen. Zum einen sollen die Kosten für nationalstaatlich e 
Sicherheitsmaßnahmen, die über den EU-Rahmen hinaus -
gehen, aus der Kasse des jeweiligen MS und nicht vo n den 
Nutzern gezahlt werden. Dies träfe etwa auf den Einsat z 
von sog. Körperscanner zu, über den die MS bislang e i-
genverantwortlich entscheiden. Zum anderen wendet der 
Bericht sich gegen das Bestreben der Ratspräsidentsc haft, 
den Anwendungsbereich der RL auf Flughäfen mit einem 
jährlichen Aufkommen von mehr als 5 Mio. Passagieren zu 
beschränken. 

Das EP-Plenum wird voraussichtlich am 19. April über 
den Bericht abstimmen. Im Anschluss wird der Rat die  
Beratungen über den RL-Vorschlag wieder aufnehmen. E s 
ist zu erwarten, dass insbesondere der Vorschlag des  Ver-
kehrsausschusses, den MS die Kosten für den Einsatz  von 
Körperscannern zu übertragen, auf heftigen Widersta nd 
des Rates stoßen wird. 

Die KOM wird voraussichtlich noch im April einen Fol-
geabschätzungsbericht zum Einsatz von Körperscannern  
vorlegen. Dieser Bericht wird auch Aussagen darüber ent-
halten, ob eine europaweit einheitliche Regelung sinnv oll 
wäre oder ob die MS weiterhin autonom über den Eins atz 
der Technologie entscheiden sollten. CH�  

� Pressemitteilung des EP vom 1. März 
� PreLex-Dossier KOM(2009) 217 

� VO (EG) Nr. 300/2008 

Umweltpolitik 
 

REACH: Konsultationsverfahren zur Zulassungs-
pflicht von Stoffen 

Am 8. März hat die Europäische Chemikalienagentur 
(ECHA) zu einem erneuten Konsultationsverfahren aufg e-
rufen, in dem alle Betroffenen die Möglichkeit erhalte n, 
Stellung zur Aufnahme von Stoffen mit besonders besor g-
niserregenden Eigenschaften in die Kandidatenliste zu las-
sungspflichtiger Stoffe (Anhang XIV der REACH-VO) zu 
beziehen. Besonders besorgniserregende Stoffe sind ge-
mäß Art. 57 der REACH-VO u. a. die sog. CMR-Stoffe mit 
krebserzeugenden, erbgutverändernden und fortpflan-
zungsgefährdenden Eigenschaften sowie solche, die pe r-
sistent, bioakkumulierbar und toxisch (PBT-Stoffe) si nd. 
Diese Stoffe sollen letztlich ausschließlich für spezifis che 
Anwendungsbereiche eine Zulassung erhalten. 

Bislang wurden 29 Stoffe in die Kandidatenliste zulas-
sungspflichtiger Stoffe aufgenommen, die bis 2012 106  
prioritäre Stoffe umfassen soll. Auf Vorschlag von De utsch-
land, Dänemark und Frankreich stehen nunmehr acht 
weitere Stoffe für die Aufnahme in den Anhang XIV d er 
REACH-VO zur Diskussion. Bis zum 22. April besteht d ie 
Möglichkeit, sich über die Internetseite der ECHA an der 
Konsultation zu beteiligen. 

Aufgrund der bis dato noch nicht zufriedenstellenden 
Implementierung der REACH-VO äußerten sich Umwelt-
kommissar Janez Poto � nik und Industriekommissar Antonio 
Tajani nach einem Besuch der ECHA am 25. März dahin -
gehend, dass ihnen die erfolgreiche Umsetzung der EU-
Chemikalienverordnung ein besonderes Anliegen sei. In 

Teilen müsse die VO klarer gefasst werden. Auch sollten  
gefährliche Chemikalien schneller durch sicherere ers etzt 
werden können. Bezüglich der Ermittlung von PBT-Stof fen, 
sowie solchen, die sehr persistent und sehr bioakkum ulier-
bar sind, hat man sich mittlerweile auf Kriterien geei nigt. 
Auch würden in Kürze Leitlinien für die Zulassung bereit ge-
stellt werden. 

Einer Fristverlängerung für die Registrierung von Che mi-
kalien - wie von Industrieseite gefordert - wurde ab er eine 
Absage erteilt. Von der Registrierungspflicht bis zu m 
30. November sind ca. 9.000 Stoffe betroffen. Man w olle in 
dem Verfahren Lösungen für konkrete Probleme umset-
zen. 

Die KOM diskutiert bereits seit Februar mit Vertret ern der 
Industrieverbände CEFIC, Eurométaux, Concawe, FECC, 
REACH Alliance und UEAPME im Rahmen einer „Directors ’ 
Contact Group“ Probleme bei der Umsetzung der REACH-
VO, insbesondere im Zusammenhang mit der Registrie-
rung. Es sollen Handlungsvorschläge erarbeitet und bis 
Juni umgesetzt werden. Die Umsetzung und die Auswir-
kungen dieser Empfehlungen will die Gruppe entspre-
chend begleiten. KL�  

� VO (EG) 1907/2006 REACH 
� Konsultationsverfahren ECHA 

� Pressemitteilung KOM IP/10/360 
� KOM MEMO/10/102 

� Themenseite KOM REACH - Directors' Contact Group 

Forschung und Technologie 
 

Europa braucht mehr Innovationen 

Deutschland zählt neben den skandinavischen Ländern 
und Großbritannien zu den innovativsten Ländern inner -
halb der EU. Dies ist das Ergebnis des im März veröf fentlich-
ten „Europäischen Innovationsanzeigers“ (EIS). 

EU-Staaten mit niedrigen Innovationsleistungen wurde n 
dem Bericht nach von der Krise am härtesten getroff en. 
Deutlich wird auch, dass die EU im Bereich Forschung z war 
noch vor Schwellenländern wie Brasilien, Russland, Indie n 
und China liegt (den sog. „BRIC-Ländern“), im Vergleich  
mit den USA allerdings einen Rückstand hat. Aus diese m 
Grund drängt die KOM auf eine Beibehaltung des Ziels 
von 3 % des Bruttoinlandsprodukts bei Forschungsausg a-
ben. 

In die Erhebung flossen neben den Daten aus den MS 
auch die Angaben aus einigen Balkanstaaten, der Türkei , 
Norwegens und der Schweiz ein. Gemessen wurden Fir-
meninvestitionen, wirtschaftliche Ergebnisse sowie d as 
Finanz- und Humanvermögen. 

Der Europäische Innovationsanzeiger wird im Auftrag  
der GD Unternehmen vom „Maastricht Economic and 
Social Research and Training Centre on Innovation and  
Technology (UNU-MERIT)“ erstellt. DvR�  

� Pressemitteilung der KOM IP/10/286 
� MEMO 10/82 (engl.) Daten einzelner MS 

mailto:clemens.holtmann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+IM-PRESS+20100301IPR69737+0+DOC+XML+V0//EN
http://ec.europa.eu/prelex/detail_dossier_real.cfm?CL=de&DosId=198272
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:097:0072:0084:DE:PDF
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:136:0003:0280:DE:PDF
http://echa.europa.eu/consultations/authorisation/svhc/svhc_cons_en.asp
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/360&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/10/102&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
http://ec.europa.eu/environment/chemicals/reach/news_en.htm
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/286&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/10/82&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
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Verbraucherschutzpolitik 
 

EU-Beratungsstellen häufiger genutzt 

Die Jahresberichte über die Verbraucher-Beratungsstelle n 
SOLVIT und den „Wegweiserdienst für Bürger“ zeigen,  dass 
sich immer mehr europäische Verbraucher an die von der 
EU angebotenen Dienste wenden. Beide Dienste dienen 
dazu, schnelle Lösungen und konkrete Antworten auf 
Fragen und Probleme zu finden, die im europäischen B in-
nenmarkt auftreten können. 

SOLVIT wurde 2002 eingerichtet, um Probleme im Euro-
päischen Binnenmarkt außergerichtlich und kostenlos zu  
lösen, wobei die Bearbeitungszeit 10 Wochen nicht übe r-
schreiten soll. Es besteht aus einem Netzwerk von 30 nati-
onalen Stellen. Die Erfolgsquote liegt bei nahezu 80 %. 
SOLVIT befasst sich u. a mit der Anerkennung von Dip lo-
men, Aufenthaltsgenehmigungen oder dem Marktzugang 
für Produkte. Zu den Erfolgsgeschichten gehört z. B.  die 
Beschwerde eines Franzosen, der sich über diskrimini eren-
de Eintrittspreise für Klöster in Rumänien ärgerte. D er Preis 
einer Eintrittskarte für Nicht-Rumänen war doppelt s o hoch 
wie der Preis für rumänische Staatsbürger. Da dies gegen 
die Grundsätze der EU verstößt, überzeugte die rumä ni-
sche SOLVIT-Stelle die Kirchenbehörden davon, einheit li-
che Eintrittspreise zu nehmen. 

Der Bürgerwegweiser (Citizens' Signpost Service – C SS) 
ist ein Rechtsberatungsdienst der EU. Unabhängige 
Rechtssachverständige des Europäischen Aktionsdiens tes 
für Bürger („European Citizen Action Service “ – EC AS) 
üben im Rahmen eines Vertrages mit der KOM Beratung s-
tätigkeiten aus. Die Beratung ist kostenlos und erfo lgt in-
nerhalb einer Woche. Seine Leistungen bietet der CSS  
allen EU-Bürgern sowie den Staatsangehörigen Liechten -
steins, Norwegens und Islands an. Personen aus Nicht -EU-
Ländern können, sofern aus dem EU-Recht abgeleitete 
Ansprüche bestehen, den Dienst ebenfalls in Anspruch 
nehmen. Das Themenspektrum ist nicht beschränkt und  
erstreckt sich von Fragen zum Familienrecht über Steu ern 
bis hin zu justiziellen Rechten in der EU. 

 Britta K. Matthes � , DvR�  
� Themenseite der KOM zu SOLVIT 

� Themenseite der KOM zum Bürgerwegweiser 

Online-Reisen unter dem EU-Verbraucherschutz 

Die KOM kündigte auf der Plenarsitzung des EP am 8. März 
die Revision der Pauschalreise-Richtlinie an. Diese stammt 
aus dem Jahr 1990, einer Zeit, in der der Verbrauche r sei-
ne Reisen noch im Reisebüro buchte. Hauptanliegen de s 
neuen Vorschlages ist somit die Ausweitung des Anwen -
dungsbereichs auf die heute üblichen Buchungen über 
das Internet. Kommissar Dalli kündigte an, dass die K OM 
Anfang 2011 einen neuen Vorschlag vorlegen wolle. 

Zusätzlich plant die KOM, vor Ende 2010 einen Vor-
schlag zum Schutz von Fluggästen vor Konkursen vorzul e-
gen. Zu diesem Thema startete die KOM im Dezember 
2009 eine öffentliche Konsultation. Die Ankündigung en der 

KOM stießen fraktionsübergreifend auf große Unterstü t-
zung. Britta K. Matthes � , DvR�  

� EP Plenardebatte 
� RL 90/314/EWG Pauschalreisen 

Bildung, Kultur und Jugend 
 

Neues europäisches Kulturerbe-Siegel 

Die KOM hat vorgeschlagen, ein „Europäisches Kulturer-
be-Siegel“ zu vergeben. Bereits 2006 hatten 17 MS ei ne 
entsprechende Initiative gestartet und bisher 64 Or te und 
kulturelle Errungenschaften ausgezeichnet, darunter d ie 
Akropolis in Athen, die Danziger Werft und die Absch af-
fung der Todesstrafe in Portugal. Mit dem Siegel sollen  
künftig Beispiele für die europäische Einigung sowie  der 
Ideale und der Geschichte der EU gewürdigt werden. 

Die Kulturkommissarin Androulla Vassiliou ist davon 
überzeugt, „dass das Europäische Kulturerbe-Siegel da s 
allgemeine Bewusstsein für unser gemeinsames und zu-
gleich vielfältiges Kulturerbe schärfen sowie den Kultur tou-
rismus und den interkulturellen Dialog anregen wird.“ Ab 
2011/2012 sollen aus jedem MS jährlich zwei derartige 
„Stätten“ vorgeschlagen werden können. TE�  

� Pressemitteilung der KOM IP 10/250 
� Beschlussvorschlag der KOM(2010) 76 

Am Rande…  
 

2. Platz für Oettinger auf dem E-Bike 

Absperrungen, rot-weißes Flatterband sowie Journalist en 
und Fernsehteams im Wettkampf um die besten Positio-
nen. Kein ungewöhnliches Bild vor dem EU-Kommissions -
gebäude in Brüssel - gerade, wenn drei EU-Kommissare  
gleichzeitig vor dem Gebäude erwartet werden. 

Kommissare Günther Oettinger, Johannes Hahn und Jan ez Poto � nik, Lan-
deshauptmann der Steiermark Franz Voves  

Aber an diesem Tag sollte nicht der Wettkampf der Jour -
nalisten untereinander den sportlichen Höhepunkt dars tel-
len. Die Region Steiermark hatte zum E-Bike Rennen g eru-
fen, und die EU-Kommissare Günther Oettinger (Energi e), 
Johannes Hahn (Regionalpolitik) und Janez Poto � nik 
(Umwelt) sowie weitere Politiker aus dem EP folgten d ie-

http://www.ecas.org/
http://www.ecas.org/
mailto:info@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://ec.europa.eu/solvit/site/index_de.htm
http://ec.europa.eu/citizensrights/front_end/index_de.htm
mailto:info@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=CRE&reference=20100308&secondRef=ITEM-016&format=XML&language=DE
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:31990L0314:DE:HTML
mailto:thomas.engelke@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/250&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0076:FIN:DE:PDF
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sem Ruf. Statt in ihre schweren Limousinen schwange n sich 
die Politiker auf die Elektrofahrräder und traten in i nsge-
samt fünf Zweier-Teams gegeneinander an. Ganz im Sin ne 
der Nachhaltigkeit ging es jedoch nicht um Schnelligkei t, 
sondern darum, die 135 m lange Etappe zweimal in mög -
lichst der gleichen Zeit zurückzulegen. 

Im Zweierteam mit dem Umweltminister der Steiermark, 
Manfred Wegscheider, überzeugte Kommissar Oettinger  
durch einen dynamischen Antritt und Teamfähigkeit. 
Nach dem Start übernahm er schnell die Führungsrolle 
und ermöglichte so seinem Kollegen, sich im Windschat-
ten zu schonen. Am Ende belegt das Team einen respek -
tablen 2. Platz - vor den Teams seiner beiden Kommiss ions-
kollegen Hahn und Poto � nik. 

Oettinger zeigte sich von der Erfahrung auf dem mo-
dernen Fortbewegungsmittel beeindruckt: Es sei wie F lie-
gen, versicherte er den anwesenden Journalisten. 

Den 1. Platz belegte übrigens das Team mit dem EP-
Abgeordneten Jörg Leichtfried und dem Vorsitzenden d er 
österreichischen Hochschulrektorenkonferenz, Hans S ün-
kel. 

Auch wenn es zum Auftakt der Radsaison nicht für ei n 
Gelbes Trikot reichte, freute sich Kommissar Oetting er über 
eine Flasche steirisches Kernöl, das schon dem berühm tes-
ten Sohn der Steiermark Kraft für bevorstehende Her kules-
aufgaben verliehen haben soll: Arnold Schwarzenegger. 

 Jörg Becker �  

Termine 
 

„The Port of Hamburg meets Brussels“ 

Die künftige Gestaltung des 
Central Terminals Steinwer-
der wird im Mittelpunkt einer 
Abendveranstaltung unter 
dem Titel „The Port of Ham-
burg meets Brussels“ am 
14. April stehen. Nach einer 
Einführung durch den Sena-
tor für Wirtschaft und Arbeit 
der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Axel Gedaschko, 
wird Herr Jens Meier, Vorsit-
zender der Geschäftsfüh-
rung der Hamburg Port 
Authority, die Ergebnisse 
eines internationalen Ideen-
wettbewerbs zur künftigen 
Nutzung des Terminalge-
ländes vorstellen. Anschlie-
ßend werden die beiden 

Redner mit dem Präsidenten des Unternehmensverbande s 
Hafen Hamburg e.V., Klaus-Dieter Peters, und dem Gen e-
ralsekretär der European Sea Ports Organisation (ESP O), 
Patrick Verhoeven, sowie den anwesenden Gästen über  
die sich aus diesem Wettbewerb ergebenden Perspekti -
ven für den Hamburger Hafen diskutieren. Abgerundet  

werden wird die Diskussion durch ein Statement von Ge-
neraldirektor Dr. Matthias Ruete (DG MOVE). CH�  

Plattdeutscher Abend 

Am 29. April findet im Hanse-Office in Anwesenheit de s 
Staatssekretärs für Europa, Bundesangelegenheiten un d 
Bevollmächtigten des Landes Schleswig-Holstein beim 
Bund, Heinz Maurus, ein Plattdeutscher Abend mit dem  
Liedermacher und Autor Jan Graf statt. 

Bei seinem Auftritt im Hanse-Office wird er neben be-
kannten plattdeutschen Volksliedern auch eigene Songs 
darbieten - ein unterhaltsamer Abend mit schöner Mus ik 
und nördlicher Poesie. 

Der gebürtige Buxtehuder, der einige Jahre in Kiel als  
Redakteur für Niederdeutsch und Friesisch bei der N DR 1 
Welle Nord arbeitete, ist bekannt als plattdeutscher Er zäh-
ler aus der NDR-Sendereihe „Hör mal’n beten to“ sowie  
aus den „Norichten op Platt“. 

Jan Graf singt, schreibt und verlegt plattdeutsche Bü -
cher in seinem eigenen Verlag, arbeitet für NDR 90.3 und 
für eine logopädische Praxis in Stade. Für seine platt deut-
schen Songs wurde er 2008 mit dem Bad-Bevensen-Prei s 
für niederdeutsche Texte und Musik ausgezeichnet. ML�  
 � Internetseite Jan Graf 

Lesung zum Internationalen Frauentag 

Am 8. März fand im Hanse-Office eine Lesung mit der 
Hamburger Autorin Charlotte Ueckert statt. Passend z um 
internationalen Frauentag las Frau Ueckert aus ihrem Buch 
„Hamburgerinnen, Frauengeschichten der Stadt“, einer 
Porträtsammlung bekannter und weniger bekannter 
Hamburger Frauen vom 18. Jahrhundert bis in die Ge-
genwart.  

 
Nach einer Kostprobe aus ihrem Essay über Frauen in Ma-
rokko konnte das zahlreiche Publikum noch einigen Ge-
dichten aus Charlotte Ueckerts frisch erschienenem G e-
dichtband "Nördlich von Rom" lauschen. 

Im Anschluss hatten die Gäste im Rahmen eines Emp-
fangs Gelegenheit, sich im direkten Gespräch mit der 
Autorin, die Mitglied des P.E.N. und im Vorstand des Litera-
turzentrums Hamburg ist, auszutauschen. ML�  
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Hanse-Office intern 
 

Referentenwechsel 

Mit  Christoph Frank  wird ab April ein neuer Finanzreferent 
seine Arbeit im Hanse-Office aufnehmen. Das Team des  
Hanse-Office wünscht seinem neuen Kollegen einen gu-
ten Start in den künftigen Aufgabenbereich! 

Service 
Für Rückfragen stehen Ihnen die Leiter und Referent en des 
Hanse-Office gerne zur Verfügung. Sie erreichen uns  über 
unser Sekretariat unter Tel. +32 2 28546-40 oder unt er Tel. 
+49 40 42609-40 (aus D), per E-Mail info@hanse-office .de 
oder per Fax +32 2 28546-57. 
 
Redaktionsteam: 
Katrin Lütjen, Dr. Lars Friedrichsen  
 
Ihre Ansprechpartner zu den EU-Fachpolitiken sind: 
 
Thorsten Augustin  Durchwahl -42 TA�  
Leiter Schleswig-Holstein – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Claus Müller  Durchwahl -43 CM �  
Leiter Hamburg – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Lars Friedrichsen  Durchwahl -46 LF�  
Stellv. Leiter Hamburg – Transeuropäische Netze, ÖPNV , 
Städtebau, Interregionale Kooperation/METREX, 
Beziehungen zu den Partnern im Ostseeraum 
 
Dr. Thomas Engelke  Durchwahl -47 TE�  
Meeres- und Fischereipolitik, Energie und Tourismus, 
Bildung/Kultur und Jugend, Beziehungen zu den Partnern  
im Ostseeraum, 
Betreuung der Nachwuchskräfte und Praktikanten 
 
Dr. Clemens Holtmann  Durchwahl -44 CH�  
Wirtschaft/Außenhandel, Häfen/Luftverkehr, 
Glücksspielwesen 
 
Katrin Lütjen  Durchwahl -45 KL�  
Landwirtschaft, Umwelt 
 
Christoph Frank  Durchwahl -32 CF�   
Finanzen (EU-Haushalt, Steuern und Finanzdienst-
leistungen), Öffentliches Auftragswesen, Entwicklungs zu-
sammenarbeit 
 
N.N. Durchwahl -52  
Regionalpolitik, Beschäftigungs- und Sozialpolitik, 
Erweiterung und Förderinstrumente Osteuropa 
 
Dr. Wiebke Dettmers  Durchwahl -59 WD�  
Innen- und Justizpolitik, Medien, Telekommunikation, 
Informationsgesellschaft, Minderheitenpolitik, 
Ausschuss der Regionen 
 
Debby van Rheenen  Durchwahl -48 DvR�  
Forschung/Wissenschaft, Gesundheitspolitik, 
Verbraucherschutz  
 
 

Melanie Loos  Durchwahl -54 ML�  
Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungsorganisation 

Impressum 
Diese Veröffentlichung wird herausgegeben vom 
 

Hanse-Office 
Avenue Palmerston 20 

B-1000 Brüssel 
www.hanse-office.de 

 
V.i.S.d.P. sind die Leiter. Für die Inhalte verlinkt er Seiten und 
Dokumente ist das Hanse-Office nicht verantwortlich, so 
dass für deren Inhalt keine Haftung übernommen werde n 
kann. 
Dieser Newsletter wird im Rahmen der Öffentlichkeitsa rbeit 
der Landesregierung Schleswig-Holstein und des Senats 
der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Er  
darf weder von Parteien noch Personen, die Wahlwer-
bung oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf zum Zwe-
cke der Wahlwerbung verwendet werden. Auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf dieser 
Newsletter nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung oder des Senats zu-
gunsten einzelner Gruppen verstanden werden könnte.  
 Brüssel, den 1. April 2010 

mailto:info@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:thorsten.augustin@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Claus.Mueller@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:lars.friedrichsen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:thomas.engelke@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:clemens.holtmann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Wiebke.Dettmers@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Melanie.Loos@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.hanse-office.de/
http://maps.google.com/maps?q=Hanse-Office+Bruxelles
http://maps.google.com/maps?q=Hanse-Office+Bruxelles
http://www.hanse-office.de/

	Frühjahrs-ER und EU-2020 Strategie
	Institutionelles
	Zwei zusätzliche französische MdEPs: Woher nehmen, wenn nicht wählen?

	Finanzen
	Deutschland muss Stabilitäts- und Konvergenzprogramm nachbessern

	Haushaltspolitik
	Umsetzung der Lissabon-Vorgaben im Haushaltsbereich

	Justiz und Inneres
	Stärkung der Grenzagentur Frontex
	EU-Pilot: Schnelle Hilfe bei Fragen zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts

	Wirtschaftspolitik
	EP stimmt für Ausnahme von Kleinstunternehmen aus EU-Bilanzierungsvorschriften

	Medien und Informationsgesellschaft
	EuGH: Bundesländer müssen unabhängigen Datenschutz gewährleisten
	EU setzt freie Wahl von Webbrowsern durch

	Beschäftigung und Soziales
	Neue Anhörung zur Arbeitszeitrichtlinie

	Energiepolitik
	Schleswig-Holstein initiiert regionales Netzwerk für erneuerbare Energien
	Keine Nachhaltigkeitskriterien für Biomasse
	EUSEW-Rückblick

	Ostseepolitik
	Forum Europas Makroregionen: Ostsee, Nordsee und Donau

	Landwirtschaftspolitik
	GVO: Neue Zulassungspraxis innerhalb der EU?
	KOM: Rückforderung von Agrarsubventionen
	Eurobarometer: Europäer, Landwirtschaft und Gemeinsame Agrarpolitik (GAP)

	Luftverkehr
	EP-Verkehrssauschuss nimmt Berichtsentwurf zu Luftsicherheitsentgelten an

	Umweltpolitik
	REACH: Konsultationsverfahren zur Zulassungspflicht von Stoffen

	Forschung und Technologie
	Europa braucht mehr Innovationen

	Verbraucherschutzpolitik
	EU-Beratungsstellen häufiger genutzt
	Online-Reisen unter dem EU-Verbraucherschutz

	Bildung, Kultur und Jugend
	Neues europäisches Kulturerbe-Siegel


	Am Rande…
	2. Platz für Oettinger auf dem E-Bike

	Termine
	„The Port of Hamburg meets Brussels“
	Plattdeutscher Abend
	Lesung zum Internationalen Frauentag

	Hanse-Office intern
	
	Referentenwechsel


	Service

